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DIE EWIGEN 
FALSCHPARKER

Regelmässig gelangen Stockwerkeigen­
tümer ans Gericht, um richterliche Parkver­
bote zu erwirken. Doch was muss beim  
Gesuch beachtet werden? Und wie können 
sich die Eigentümergemeinschaften gegen 
Parksünder zur Wehr setzen?
TEXT— STEFANIE HAUSMANN*

IMMOBILIENRECHT
SUMMARVERFAHREN

	 ALLGEMEINES
Zum Gesuch um Erlass eines gerichtlichen Parkver-

bots sind namentlich die an einem Grundstück ding-
lich Berechtigten (typischerweise der Grundeigentü-
mer) legitimiert. Somit ist jeder Stockwerkeigentümer 
selbstständig antragsberechtigt; völlig unabhängig da-
von, ob sich die restlichen Stockwerkeigentümer mit 
der Störung einverstanden erklären.

Die Massnahme muss sich gegen jedermann rich-
ten. Eine ganz bestimmte Person darf nicht mit einem 
allgemeinen Parkverbot belegt werden. Im Parkverbot 
können jedoch bestimmte Ausnahmen erwähnt wer-
den (beispielsweise Bewohner und Kunden / Besu-
cher einer Geschäftsliegenschaft / Liegenschaft). Das 
ist dann sinnvoll, wenn der Zugang oder die Zufahrt 
zu einer Liegenschaft durch eine grössere Anzahl be-
stimmter Personen berechtigterweise erfolgt. Der Ge-
suchsteller muss daher eine Störung durch eine un-
bestimmte Anzahl an Personen substantiieren und 
glaubhaft machen. Gerade weil ein allgemeines Park-

verbot mehr als bloss einen Störer und eine gewisse 
Intensität der Störung voraussetzt, muss es dem Ge-
richt möglich sein, sich aufgrund des Vorbringens des 
Gesuchstellers ein Bild über die Art und Häufigkeit 
der behaupteten Störung zu machen. Das Parkverbot 
muss überdies hinreichend bestimmt formuliert sein. 
Ein Verbot, welches «jegliche Störungen» untersagen 
will, ist nicht zulässig.

DAS GESUCH
Örtlich zuständig ist zwingend das Gericht am Ort, 

an dem das Grundstück im Grundbuch aufgenom-
men ist oder aufzunehmen wäre (Art. 29 Abs. 4 ZPO). 
Sachlich zuständig dürfte regelmässig der Einzelrich-
ter sein. Das Parkverbot richtet sich gegen die Allge-
meinheit; es gibt keine eigentliche Gegenpartei. Das 
Verfahren wird durch Gesuch eingeleitet (Art. 252 
Abs. 1 ZPO). Es ist grundsätzlich bei Gericht in Pa-
pierform oder elektronisch und unterzeichnet einzu-
reichen (Art. 252 Abs. 2 i. V. m. Art. 130 Abs. 1 ZPO). Im 

Eine konkrete 
Verbotsverletzung  
des Parkverbots 
wird mit einer 
Busse bestraft, 
wobei die ZPO in 
Art. 258 Abs. 1 eine 
Busse von höchs­
tens 2000 CHF 
vorsieht.  
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Antrag muss der Gesuchsteller den Wortlaut des Ver-
botstextes aufführen. Weiter kann er eine Staffelung 
der Busse beantragen und gegebenenfalls die maxi-
male Bussenhöhe beziffern. Die gesuchstellende Per-
son hat ihr Recht durch Urkunden zu beweisen. Dieser 
Beweis wird bei gerichtlichen Verboten regelmässig 
mit einem Grundbuchauszug erbracht. Für die beste-
hende oder drohende Störung ist nicht der volle Be-
weis zu erbringen, blosses Glaubhaftmachen der Stö-
rung genügt.

DAS WEITERE VORGEHEN
Das Gericht wird in diesem Einparteienverfahren 

regelmässig aufgrund der Akten entscheiden (Art. 256 
Abs. 1 ZPO) und zu keiner Gerichtsverhandlung vor-
laden. Das Parkverbot kann den Störern erst entge-
gengehalten werden, wenn es im Amtsblatt öffentlich 
publiziert und am Grundstück an gut sichtbarer Stel-
le mit einer Verbotstafel signalisiert wird (Art. 259 
ZPO). Sind also die Voraussetzungen erfüllt, wird das 

Gericht im Verfahren betreffend Verbotsbewilligung 
regelmässig wie folgt vorzugehen haben: Das Gericht 
wird den Gesuchsteller vorerst mittels Verfügung zur 
Bezahlung eines Kostenvorschusses auffordern. Mit 
Bezahlung des Kostenvorschusses wird es in einer 
weiteren Verfügung den Verbotstext festhalten und 
den Gesuchsteller als berechtigt erklären, das gericht-
liche Verbot mit dem aufgeführten Inhalt mittels Ver-
botstafel auf dem Grundstück anzubringen. Weiter 
wird es den Gesuchsteller auffordern, nach dem Auf-
stellen der Verbotstafel dem Gericht die Bekanntma-
chung des Verbotstextes und deren Zeitpunkt durch 
Fotografien (auf welchen der Standort inkl. die auf-
gestellte Tafel mit Text ersichtlich ist) nachzuweisen.

PARKVERBOT ÖFFENTLICH
KOMMUNIZIEREN

Die Verbotstafel muss das Parkverbot und die Sank-
tion deutlich formulieren und den Hinweis enthalten, 
wonach es sich um ein richterlich erlassenes Verbot 
handelt. Da die Wirkung des Parkverbots davon ab-
hängt, ob es publiziert und signalisiert wurde, wird 
das Gericht, sofern der Gesuchsteller überhaupt das 
Aufstellen der Verbotstafel und die Bekanntmachung 
des Verbotstextes und deren Zeitpunkt nachgewiesen  
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hat, das Parkverbot im kantonalen Amtsblatt (und 
evtl. in der Tagespresse) öffentlich publizieren.

Wer das Parkverbot nicht anerkennen will, hat in-
nert 30 Tagen seit öffentlicher Publikation und der 
Anbringung der Verbotstafel auf dem Grundstück 
beim Gericht Einsprache zu erheben. Eine erhobene 
Einsprache lässt ein Parkverbot gegenüber dem Ein-
sprecher dahinfallen (Art. 260 ZPO). Nach amtlicher 
Publikation resp. Ablauf der gesetzlichen Einsprache-
frist wird das Gericht in einem Entscheid feststellen, 
dass das gerichtliche Parkverbot durch das Aufstel-
len der Verbotstafel und nach Publikation im Amts-
blatt bekannt gemacht worden ist. Weiter wird es im 
Entscheid festhalten, ob und gegebenenfalls von wem 
innert der gesetzlichen Einsprachefrist Einsprachen 
erhoben worden sind und das gerichtliche Parkver-
bot (für die Übrigen) für wirksam erklären. Neben-
bei steht es dem Gericht frei, das gerichtliche Park-
verbot befristet oder unbefristet auszusprechen (vgl. 
Art. 258 Abs. 2 ZPO).

DIE WIRKUNG DES PARKVERBOTS
Eine konkrete Verbotsverletzung wird mit einer 

Busse bestraft, wobei die ZPO in Art. 258 Abs. 1 eine 
Busse von höchstens 2000 CHF vorsieht. Für die Ahn-
dung sind die Strafverfolgungsbehörden und nicht 
das Gericht, welches das Parkverbot ausgesproche-
nen hat, zuständig. Auch darf der Grundeigentümer 
nicht einfach zur Selbsthilfe greifen. Bei einem Park-
verbot kann somit etwa der Verwalter, ein einzelner 
Stockwerkeigentümer oder sogar der Hauswart kei-
ne Parksünder büssen. Ein Verstoss gegen das Park-
verbot wird schliesslich nur auf Antrag geahndet 
(Art. 258 Abs. 1 ZPO), womit die an einem Grundstück 
dinglich berechtigten Personen einen Strafantrag we-
gen Wiederhandlung gegen das gerichtliche Parkver-
bot bei der Polizei bzw. der Staatsanwaltschaft ein-
reichen müssen. Es wird in diesem Zusammenhang 
niemand von Amtes wegen bestraft. Wird im Rahmen 
eines Parkverbots ein Strafantrag gestellt, sollte ein 
Foto des parkierten Autos samt Nummernschild und 
der Umgebung dem Strafantrag beigelegt und, sofern 
bekannt, der Fahrzeughalter namentlich erwähnt 
werden. Weiter empfiehlt es sich, mit dem Strafan-
trag ein Foto einzureichen, auf dem die Verbotstafel 
gut sichtbar ist.

Nach der Strafanzeige wird die Staatsanwaltschaft 
in der Regel gegen den Störer einen Strafbefehl er-
lassen und ihn darin mit einer Busse bestrafen und 
ihm die Strafbefehlsgebühren auferlegen. Die ding-
lich Berechtigten selbst können für ihre Umtriebe in 
der Regel keine Entschädigung geltend machen, und 
die Busse sowie die Verfahrenskosten fliessen in die 
Staatskasse.

UMTRIEBSENTSCHÄDIGUNG GEGEN 
PARKSÜNDER

In einem Entscheid aus 2014 befasste sich das Bun-
desgericht mit der Frage, ob sich ein Grundeigentü-
mer wegen Nötigung nach Art. 181 StGB strafbar 
macht, wenn er einem Falschparker eine Strafanzeige 
für den Fall ankündigt, dass seine Umtriebsentschädi-
gung im Betrag von 52 Franken nicht befriedigt wird.

Das Bundesgericht hielt diesbezüglich fest, es ist 
«grundsätzlich erlaubt, jemandem eine Strafanzei-
ge anzudrohen, wenn diese nicht völlig unbegründet 

erscheint. Insbesondere darf das Opfer einer Straf-
tat eine Anzeige für den Fall ankündigen, dass seine 
Schadenersatzansprüche nicht befriedigt werden. 
Unzulässig ist die Drohung mit einer Strafanzeige in-
dessen, wenn zwischen dem Straftatbestand, der an-
gezeigt werden soll, und der gestellten Forderung je-
der sachliche Zusammenhang fehlt oder wenn mit 
der Drohung eine ungerechtfertigte Zuwendung zu 
erlangen versucht wird.» Weiter führte das Bundes-
gericht aus, dass sowohl die Umtriebsentschädigung 
als auch die Strafanzeige, die für den Fall der Nicht-
bezahlung angedroht wurde, an das unbefugte Parkie-
ren anknüpften. Ob sich der Grundeigentümer wegen 
Nötigung strafbar gemacht hat, hängt somit davon ab, 
ob ihm gegenüber dem Falschparker ein Anspruch auf 
Umtriebsentschädigung zustand.

In der Folge hält das Bundesgericht vorerst fest, 
dass einem Grundeigentümer jene Umtriebe, die 
durch das Falschparkieren tatsächlich entstanden 
sind, zu erstatten sind. Zudem stellt es die von der 
Vorinstanz berücksichtigten Aufwandpositionen fest 
(Erstellen der Fotografien, das Nachforschen der Ad-
resse beim Strassenverkehrsamt, das Ausfüllen des 
Formulars sowie des Einzahlungsscheins, den Post-
versand, die Kontrolle des Zahlungseingangs und die 
Auslagen für Porto sowie Kopien). Das Bundesgericht 
führt aber auch aus, dass der Parksünder nicht darle-
ge, inwiefern die Vorinstanz in Willkür verfallen sein 
soll, und damit letztlich die Frage nach der Angemes-
senheit einer Umtriebsentschädigung in der Höhe 
von 52 Franken unbeantwortet lässt.

FAZIT
Ein gerichtliches Parkverbot kann relativ rasch 

und unkompliziert erlassen werden. Gegen die 
Falschparker muss danach aber regelmässig Strafan-
zeige erstattet werden. Der blosse Erlass eines rich-
terlichen Parkverbots zeigt wohl wenig Wirkung und 
eine eigentliche Selbsthilfe ist gerade nicht zulässig. 
Anhand des besprochenen Bundesgerichtsurteils 
sollte es aber – auch wenn höchstrichterlich nicht 
abschliessend beantwortet – immerhin möglich sein, 
gestützt auf ein richterliches Parkverbot, gegenüber 
Parksündern eine Umtriebsentschädigung im Betrag 
von 50 Franken zu verlangen.�
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